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1 Rahmenbedingungen und planerisches Konzept 

1.1 Ziele und Zwecke der Planung 

Mit der Arrondierung einer etwa 0,5 ha großen Fläche am nördlichen Ortsrand von Rosenfeld sollen 

die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine verdichtete Wohnbebauung geschaffen werden. 

Um das Vorhaben umzusetzen, ist die Aufstellung eines Bebauungsplans erforderlich, da das Plan-

gebiet bauplanungsrechtlich als Außenbereich entsprechend § 35 BauGB zu bewerten ist. 

Anlass zur Aufstellung des Bebauungsplans ist ein Bauvorhaben eines lokalen Investors. Die vor-

gelegte Gebäudeplanung sieht eine Gliederung in mehrere Baukörper vor. Die Höhen der Geschoss-

wohnungsbauten sollen eine hohe Anzahl an Geschossen mit mindestens 20 Wohneinheiten er-

möglichen. Vorgesehen sind verschiedene Wohnungsgrößen mit Einheiten zwischen ca. 50 m² und 

ca. 200 m² Wohnfläche inkl. Balkon oder Dachterrasse. Die geplante Barrierefreiheit eignet sich ideal 

für eine soziale Durchmischung verschiedenster Bewohner in unterschiedlichen Lebensphasen. Der 

vorgelegte Entwurf zeichnet sich durch großzügig begrünte Innenhofbereiche und Grünanlagen mit 

Spielplatz und verschiedenen Aufenthaltsbereichen aus. 

Die zukünftige Tiefgarageneinfahrt kann direkt von der Erschließungsstraße befahren werden und 

soll neben PKW-Stellplätzen auch ausreichend Fahrradstellplätze und Kellerräume beinhalten. Ent-

lang der Straße sollen zusätzlich mehrere PKW-Stellplätze entstehen. 

Die Stadt Rosenfeld unterstützt das Vorhaben, um der Nachfrage nach Wohnraum, insbesondere 

mit verschiedenen Wohnraumgrößen gerecht zu werden. Das Areal eignet sich auch hinsichtlich der 

Topographie, einer ähnlich angrenzender Gebäudetypologie (Hochhäuser) und einer guten verkehr-

lichen Anbindung in Ortsrandlage für die geplante Nutzung. 

Um die oben genannten städtebaulichen Ziele zu erreichen soll der Bebauungsplan als Allgemeines 

Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO festgesetzt werden. Ermöglicht werden soll eine 44,50 m hohe 

Flachdachbebauung in offener Bauweise. Die zulässige Grundflächenzahl liegt mit 0,6 zuzüglich 

einer Überschreitung bis 0,8 höher als der Orientierungswert der BauNVO. Die hohe Einwohner-

dichte, die mit diesem Bauvorhaben erreicht werden kann, trägt diesem Umstand Rechnung. Um 

die Einwohnerdichte zu sichern, setzt der Bebauungsplan eine Mindestanzahl an Wohneinheiten 

fest.  

 

1.2 Ausgangssituation und Bestandsbeschreibung 

Bauplanungsrechtlich ist das Gebiet als Außenbereich entsprechend § 35 BauGB zu bewerten. Für 

das Gebiet existiert kein Bebauungsplan. 

Das Areal wird derzeit landwirtschaftlich als Grünland genutzt. Nördlich grenzt ein Acker an. Der 

Hartweg, der zur Erschließung des Plangebiets dient und in einen landwirtschaftlichen Weg über-

geht, bildet die östliche Grenze. Weitläufige landwirtschaftliche Flächen, teilweise mit Streuobstrei-

hen bestockt, folgen bis zum Waldrand großflächiger Forstbestände. Im Süden grenzt die Garagen-

zeile der angrenzenden Hochhausbebauung an. Im Westen bilden die dazugehörigen Grünanlagen 

die Grenze. Diese Bebauung wird durch den Bebauungsplan „Großhalde II – Weingärten I“ mit 

Rechtskraft vom 25.04.1986 geregelt. Östlich der Hochhäuser befindet sich eine Einfamilienhaus-

siedlung. Entsprechend den Regelungen des dazugehörigen Bebauungsplans „Hart - Steinmäuren 

I“ mit Rechtskraft vom 07.09.1973 wird diese im Wesentlichen von Walm- und Satteldächern ge-

prägt. 

Nachfolgende Fotos geben einen Eindruck des Plangebiets wieder. 
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Blick vom landwirtschaftlichen Weg (Hartweg), der 

zur Erschließung des Plangebiets dient, nach Süd-

westen. Im Hintergrund die Bestandsbebauung: 

Hochhäuser und Einfamilienhaussiedlung. 

 

Blick nach Südosten über das Plangebiet. Rechts im 

Bild die Garagenzeile der Hochhäuser. 

  
Blick nach Südwesten über das Plangebiet. auf Höhe 

Bestandsgebäude. Im Hintergrund die Hochhäuser 

mit Grünanlagen. 

Blick nach Norden von den Grünanlagen der Hoch-

häuser über das Plangebiet und die umgebende 

Landschaft mit Waldrand. 

Abbildung 1: Fotos vom Plangebiet (Fritz & Grossmann 03/2024) 

 

 

1.3 Räumlicher Geltungsbereich und Lage des Plangebiets 

Das Plangebiet befindet sich auf einer Höhe von ca. 630 m ü. N.N am nördlichen Ortsrand von 

Rosenfeld. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans besitzt eine Größe von ca. 0,57 ha und umfasst vollstän-

dig die Flurstücke Nr. 752 und Nr. 753. 

Die folgende Abbildung zeigt die Lage des Plangebiets in Rosenfeld (rot markiert). 
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Abbildung 2: Übersichtslageplan (Quelle: Geoportal BW) 

 

Der räumliche Geltungsbereich ist in der nachfolgenden Abbildung dargestellt. 

 

Abbildung 3: Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplans (rote Balkenlinie; Quelle: LUBW) 
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2 Erschließung 

2.1 Verkehrliche Erschließung 

Die Erschließung des Plangebiets kann direkt über den Hartweg erfolgen. 

2.2 Energieversorgung 

Die Stromversorgung kann durch die Erweiterung des bestehenden Leitungsnetzes sichergestellt 

werden.  

2.3 Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 

Die Wasserversorgung und Abwasserentsorgung können durch den Anschluss an die bestehenden 

Leitungsnetze sichergestellt werden. 

Verschmutztes Abwasser wird in die öffentliche Kanalisation eingeleitet. 

Das unverschmutzte Niederschlagswasser soll soweit möglich innerhalb des Grundstücks zur Ver-

sickerung gebracht oder in ein Gewässer eingeleitet werden. Ist dies nicht oder nur teilweise mög-

lich, kann das unverschmutzte Niederschlagswasser ausnahmsweise kontrolliert und verzögert in 

den öffentlichen Schmutzwasserkanal eingeleitet werden. Die Gründe müssen im Rahmen des Bau-

antrags nachgewiesen werden. 

Die Höhe des Drosselabflusswertes sowie das erforderliche Retentionsvolumen für die Ableitung 

des unverschmutzten Niederschlagswassers in den öffentlichen Schmutzwasserkanal sind im Rah-

men des Bauantrags zu ermitteln und mit der Genehmigungsbehörde abzustimmen. 

3 Übergeordnete Planungen 

3.1 Regionalplan 

Im Regionalplan Neckar-Alb 2013 befindet sich der Bereich des Plangebiets am Rande eines Vor-

ranggebiets Regionaler Grünzug im Bereich der planerischen Unschärfe. Aufgrund des geringen 

Eingriffs steht die Ausweisung keinen Zielen der Raumordnung entgegen. Das Plangebiet wird au-

ßerdem von einem Vorbehaltsgebiet für Bodenerhaltung überlagert. Die Abwägung mit dem Vorbe-

haltsgebiet erfolgt zugunsten der Siedlungsentwicklung. Der Bedarf an Wohnbauflächen wird von 

der Stadt Rosenfeld als bedeutender erachtet als die Erhaltung der Bodenfunktionen in diesem Be-

reich. 

Die nachfolgende Abbildung zeigt einen Ausschnitt der Raumnutzungskarte. 
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Abbildung 4: Ausschnitt aus dem Regionalplan Neckar-Alb 2013 (ungefähre Lage = rot umkreist) 

3.2 Flächennutzungsplan der Stadt Rosenfeld 

Im Rahmen der Fortschreibung des Flächennutzungsplans/Landschaftsplans 2035 wurde im Be-

reich des Geltungsbereichs des Bebauungsplans eine Wohnbaufläche ausgewiesen. 

Der Bebauungsplan ist somit aus dem Flächennutzungsplan entwickelt.  

Nachfolgende Abbildung zeigt einen Planausschnitt des Flächennutzungsplans. 

 

Abbildung 5: Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan, unmaßstäblich (Plangebiet = rot) 
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4 Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen 

Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Realisierung einer Wohnnutzung in Rosenfeld 

zu schaffen, ist die Art der baulichen Nutzung gemäß § 4 BauNVO als allgemeines Wohngebiet 

festgesetzt. Damit wird vorausgesetzt, dass die baulichen Anlagen vorwiegend dem Zwecke des 

Wohnens dienen. 

Die planungsrechtlichen Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung wie Grundflächenzahl 

(GRZ) und die Höhe der baulichen Anlagen begründen sich durch das anlagenbedingte Erfordernis 

der geplanten Gebäude. Mit der Festsetzung der Grundflächenzahl soll vor allem der verdichteten 

Bauweise Rechnung getragen werden. Zusätzlich wird festgesetzt, dass Tiefgaragen bei der Ermitt-

lung der Grundfläche nicht mit zurechnen sind. Die „Tiefgaragenregelung“ ermöglicht den Bauherren 

erforderliche Stellplätze unterirdisch anzulegen. Entsprechende oberirdische Flächen können für an-

derweitige Zwecke, wie z.B. Grünanlagen, genutzt werden. Dies erhöht die Lebensqualität der zu-

künftigen Bewohner und begrenzt den Eingriff in den Naturhaushalt gleichermaßen. 

Mit der offenen Bauweise wird die maximale Gebäudelänge auf 50 m beschränkt, wodurch eine 

ausgewogene Bebauung gewährleistet wird. 

Mit der Festsetzung der Baugrenze sollen ausreichende Abstände zu Straßen und benachbarten 

Grundstücken sichergestellt werden. Die Ausweisung der Baugrenzen erfolgt dennoch großzügig, 

um den Bauherren größtmögliche Freiheiten bei der Gestaltung der Bauplätze zuzusprechen. Des-

halb werden keine konkreten Standorte für die Errichtung der baulichen Anlagen festgesetzt. Die 

Vorschriften der Landesbauordnung zu den Abstandsregeln gelten weiterhin. 

Ein Mindestwert für die Anzahl der Wohneinheiten wurde festgesetzt, um das Planungsziel der dich-

ten Bebauung im Mehrgeschosswohnungsbau zu sichern. 

Die Festsetzungen bezüglich der Garagen und Stellplätze orientieren sich an den Festsetzungen 

eines Wohngebietes, welches überwiegend für die Errichtung einer familiengerechten Wohnbebau-

ung oder auch eines Mehrfamiliengebäudes geplant ist. Der einzuhaltende Stauraum vor den Gara-

gen und überdachten Stellplätzen soll gewährleisten, dass durch das Ein- und Ausparken der flie-

ßende Verkehr nicht behindert wird.  

Aus Verkehrssicherheitsgründen wird festgesetzt, dass die privaten Zufahrten so angelegt werden 

müssen, dass ausreichende Sichtverhältnisse in den Verkehrsraum gegeben sind. 

Zur Verminderung einer technischen Überprägung des Gebietes und damit zum Landschaftsschutz, 

ist es vorgeschrieben, Leitungen unterirdisch zu verlegen. Die Duldungspflicht von Versorgungsein-

richtungen wie z.B. Kabelverteilerschächte und -schränken ergibt sich aus der Notwendigkeit elekt-

rische Energieversorgung gewährleisten zu können.  

Das anfallende unverschmutzte Niederschlagswasser wird getrennt vom Schmutzwasser abgeführt. 

Mit dieser Festsetzung wird den gesetzlichen Anforderungen entsprochen und ein weiterer Beitrag 

zur Vermeidung von Eingriffen in den natürlichen Wasserkreislauf sowie zur Entlastung der Kläran-

lagen geleistet. 

Das Pflanzgebot wirkt sich positiv auf das Ortsbild aus und dient der Verminderung und dem Aus-

gleich des Eingriffs in den Naturhaushalt. 
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5 Begründung der örtlichen Bauvorschriften 

Ziel der Bauvorschriften ist es, in positiver Weise auf die Gestaltung der baulichen Anlagen Einfluss 

zu nehmen. Sie sind im Hinblick auf die besondere städtebauliche Lage des Plangebietes unver-

zichtbar. Die Bauvorschriften geben einen Rahmen vor, innerhalb dessen ein einheitliches und ge-

ordnetes Erscheinungsbild des Plangebietes, eine harmonische Einbindung in das Landschaftsbild 

und die Sicherung der ökologischen Erfordernisse gewährleistet sind. 

Aus diesen Gründen ergeben sich die Vorschriften zur Dach- und Fassadengestaltung. Als Dach-

formen werden nur Flachdächer mit einer Dachneigung von 0° bis 6° zugelassen, um Baukörper zu 

ermöglichen, die optimal auf die Wohnnutzung angepasst sind. 

Für eine möglichst städtebauverträgliche Gestaltung der Baukörper wird im Hinblick auf die Gestal-

tung der Dächer und Fassaden der Gebäude die Verwendung von glänzenden, glasierten und re-

flektierenden Materialien nicht zugelassen. 

Um unnötige Belastungen des Dach- sowie Fassadenflächenwassers mit Metallen zu verhindern, 

wird Kupfer, Zink oder Blei nur in beschichteter oder ähnlicher Weise behandelter Ausführung zuge-

lassen.  

Aus ortsbildprägenden Gründen werde grelle, fluoreszierende und spiegelnde Oberflächen an Ge-

bäudefassaden untersagt. Durch Ausschluss von Kunststoffverkleidung an Gebäudefassaden soll 

die Materialauswahl auf qualitative Materialien begrenzt werden. Kunststoffmaterialien können z.B. 

schmelzen und schließlich großen Schaden durch Entfachung des Feuers verursachen. 

Da Wohngebiete vorwiegend dem Wohnen dienen werden Werbeanlagen nur in nichtstörender Aus-

führung zugelassen. 

Um die Auswirkungen der Versiegelung auf die Grundwasserneubildungsrate möglichst gering zu 

halten sind befestigte Flächen wie nicht überdachte Zufahrten, Hofflächen, Stellplätze aus wasser-

durchlässigen Belägen oder wasserrückhaltenden Materialien herzustellen.  

Die Gestaltung der Gärten soll auch der Minimierung des Eingriffs in Natur und Landschaft dienen. 

Dieser soll sich positiv auf das Ortsbild sowie auf das Klima auswirken und Lebensraum für ver-

schiedene Tier- und Pflanzenarten bieten. Aus diesen Gründen ist die Anlage von „Schottergärten“ 

unzulässig. Zusätzlich können Grünflächen auch im kleinklimatischen Bereich als Kaltluftproduzen-

ten dienen. 

Die Bauvorschriften bezüglich der Einfriedungen sollen einen offen wirkenden Straßenraum und Er-

holungsbereich (Gärten) gewährleisten. Um Kleinsäugern Durchquerungsmöglichkeiten zu gewähr-

leisten, ist mit Zäunen zum Boden hin ein Abstand von mindestens 0,15 m einzuhalten. Geschlos-

sene bauliche Einfriedungen sind grundsätzlich nicht zugelassen, da diese kaum überwindbare Bar-

rieren für Tiere darstellen. Stacheldraht stellt keinen sicheren Einbruchsschutz, aber eine potentielle 

Gefahr für Lebewesen dar und ist deshalb nicht zulässig. Stützmauern sind zur Absicherung des 

Hangs erforderlich und werden daher zugelassen.  

Zur Energieeinsparung und zum Schutz nachtaktiver Insekten sind insektenfreundliche Außenbe-

leuchtungen festgesetzt.  

Zur ausreichenden Deckung des möglichen Stellplatzbedarfs im Plangebiet sowie der Gewährleis-

tung eines leichtgängigen Verkehrs wird die Anzahl der anzulegenden Stellplätze pro Wohneinheit 

mit 1,5 festgelegt. 
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6 Auswirkungen auf Natur und Landschaft 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes sind die umweltschützenden Belange in die Ab-

wägung einzubeziehen und gemäß § 2a Nr. 2 BauGB in einem Umweltbericht zu ermitteln und zu 

bewerten. Zur Darstellung des Bestandes und der zu erwartenden Umweltauswirkungen wurden die 

Umweltschutzgüter erhoben und bewertet. 

Die Ergebnisse der Umweltprüfung einschließlich der Eingriffs- und Ausgleichsbilanz und die Spe-

zielle artenschutzrechtliche Prüfung sind Bestandteil der Begründung des Bebauungsplanes. 

7 Flächenbilanz 

Die Flächenbilanz ist der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen. 
 

Flächenbilanz Fläche in m² 

Größe des Geltungsbereichs  
 

5.679 

darin enthalten: 

 Allgemeines Wohngebiet 5.293 

 Überbaubare Grundstücksfläche 4.648 
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